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Hat Basel eine Zukunft?

Beat Gut^willer

Entwicklungsperspektiven der Stadt Basel
Der Fußgänger, der an einem schönen 

Sommerabend am Kleinbasler Rheinufer 
spazieren geht, wird ob der phantasti­
schen Silhouette der Großbasler Rhein­
front zweifellos von Stolz und Freude er­
füllt werden, Einwohner oder gar Bürger 
dieser traditionsbewußten Stadt zu sein. 
Er wird das gute halbe Dutzend Bau­
kräne, welche hinter den feingliederigen 
Fassaden des St. Johanns-Rheinweg auf­
ragen und den Bau des neuen Kantons­
spitals markieren, als Zeichen einer not­
wendigen Entwicklung zu einem sozialen 
Staatswesen interpretieren und in dem 
derzeitigen «Gesichtsverlust» der Häu­
serfront eine vorübergehende Erschei­
nung sehen.

Plötzlich überfällt ihn die Frage, ob 
hinter dieser Fassade wirklich alles in 
Ordnung sei? Spiegelt diese vielfältige 
Front nicht nur vergangene, sondern 
auch gegenwärtige und zukünftige ge­
sellschaftliche und städtische Vielfalt wi­
der? Sind etwa die unschönen Baukräne 
eher Drohfinger über einer mehr oder 
weniger heilen Welt? Die Frage nach der 
Zukunft Basels überfällt ihn und läßt ihn 
auf seinem weiteren Gang nicht mehr los.

Bewegt sich der Fußgänger dann am 
späteren Abend über die Mittlere Brücke 
durch die Eisengasse, so wird ihn beim 
Anblick des Restaurants «Helm» bereits 
ein wehmütiger Gedanke an Abschied

durchzucken. Am Marktplatz wird ihm 
die von knallenden Autotüren und klin­
gelnden Trams dürftig durchbrochene 
Stille auffallen, an der gespenstig erleuch­
teten Freien Straße wird sich diese Stille 
zu einem Alptraum verdichten, der erst 
mit dem Erreichen des Barfüßerplatzes 
einem erleichterten Aufatmen weicht. 
Gestärkt durch das Erlebnis, mehr als nur 
ein paar einzelne verlorene Vertreter der 
Spezies Mensch angetroffen zu haben, be­
wegt sich der Fußgänger hoffnungsvoll 
durch die schon fast lebendige Steinen- 
vorStadt. Von leuchtenden Kinoreklamen 
angezogen, biegt er erst einmal nach links 
ab und steht, nachdem ihm der von einer 
brummenden Schlange wartender Autos 
gefüllte Birsigparkplatz ein verständnis­
loses Kopfschütteln abgerungen hat, 
unvermittelt vor dem zu Beton geworde­
nen Symbol demokratischer Konzep­
tions- und staatlicher Planungslosigkeit, 
dem Theater. Verwirrt wendet er sich ab 
und strebt der Heuwaage zu, wo sich ihm 
beim Unterqueren des Viaduktes der Ge­
danke zur Gewißheit verdichtet, daß Pla­
nung in Basel bisher wohl überwiegend 
Verkehrsplanung bedeutet hat. Nach­
denklich macht er sich auf den Heimweg 
und setzt sich - denn er wohnt seit langem 
nicht mehr in der Stadt, sondern in einem 
Vorort - in die halbleere Birsigtalbahn, 
wo ihm während der rumpelnden Heim­
fahrt sogar der Begriff «Verkehrspla­



nung» plötzlich als überzogen erscheint, 
denn offenbar wurde nicht für alle Ver­
kehrsmittel gleich großzügig geplant. 
Aber er tröstet sich damit, daß er sich ja 
bereits im Kanton Baselland befindet, und 
dieser hat mit Basel-Stadt ja nichts zu tun.

Nur als er daheim angelangt, die Tages­
zeitung aufschlägt und ihm in großen 
Lettern die Schlagzeilen «Basel-Stadt in 
der Finanzklemme» entgegenspringen, 
macht er sich Gedanken über die Zukunft 
dieser Stadt und ihrer Bürger, erinnert er 
sich an das große Wort von «Basel als der 
Hauptstadt eines Europa der Regionen» 
und denkt sorgenvoll an die vielen unge­
lösten Probleme, an die ARA, die Univer­
sität, die sinkenden Einwohnerzahlen 
und die Abhängigkeit vom Wohlergehen 
der «Chemischen».

Ihm bangt um die Stadt und die Region, 
und er fragt sich besorgt, ob die Verant­
wortlichen «im Rathaus» mit den be­
grenzten Möglichkeiten auch wirklich 
planmäßig umgehen?

Der geneigte Leser wird vielleicht ein­
wenden, so schlimm sei das nun doch wie­
der nicht. Was das städtische Leben anbe­
langt, so spiele sich das naturgemäß am 
Tage ab, und abends seien die Leute eben 
zu Hause. Deswegen habe es nicht so 
viele Leute auf der Straße. Zudem sei ja 
auch am Claraplatz etwas los. Und was die 
Verkehrsplanung anbelange, so sei da 
bisher eher zu wenig als zu viel getan 
worden. Der Cityring bestehe ja bisher 
erst dem Namen nach, und außer dem 
Autobahnanschluß sei für den Fährver­
kehr nicht viel getan worden, wenn man 
von den vielen Einbahnregelungen ab­
sieht. Und den Chemischen würde es wei­
terhin gut gehen. Schließlich sei alles eine 
Frage der Finanzen, auch das Stadtthea­
ter, und das erforderliche Geld werde 
man schon noch aufbringen können. Bei­

spielsweise durch eine Reichtumsteuer 
oder durch eine vermehrte Besteuerung 
der Industrie.

Ursachen für das «Finanefoch»
Wachsende Aufgaben - steigende Ausgaben 

Die Stadt Basel ist das Zentrum einer 
Region, in der so alles in allem über eine 
Million Menschen wohnen. Diese Region 
zeichnet sich durch eine außerordentlich 
ungünstige Grenzziehung aus, und unter 
anderem hat das Zentrum Basel eine be­
deutende und schwierige Aufgabe zu er­
füllen. Grenzen zweier benachbarter Län­
der und eines Kantons gehen praktisch 
durch das Weichbild der Stadt. Stadt und 
Vororte entwickelten sich unter drei völ­
lig verschiedenen politischen Systemen 
mit völlig anderen nationalen Eigenarten 
und Auffassungen. Naturgemäß bildet die 
Grenze zum Nachbarkanton die durch­
lässigste der drei Grenzen, weshalb sich 
denn die Expansion Basels hauptsächlich 
nach Süden vollzogen hat. Bevölkerungs­
mäßige und industrielle Entwicklung der 
Agglomeration spielen sich jenseits der 
Grenzen des Stadtkantons ab. Damit ver­
binden sich für beide Halbkantone ganz 
spezifische Aufgaben und Probleme, die 
Erträge und Lasten in einem ganz unter­
schiedlichen Maße bringen. Während die 
stadtnahen Gemeinden mit wachsender 
Bevölkerung und damit wachsendem 
Steuerpotential einen andauernden Er- 
schließungs- und Infrastrukturaufwand 
zu betreiben haben, muß der Stadtkanton 
bei abnehmender Bevölkerung und - re­
lativ - sinkendem Steuerpotential eine 
Vielzahl von Leistungen erbringen, die 
aus den zentralen Funktionen, welche die 
Stadt für die Region zu übernehmen hat, 
resultieren. Welches sind diese Aufga­
ben? Ein Beispiel ist der Verkehr. Durch 
die lawinenartig wachsende Zahl der täg-
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lichen Berufspendler (1970 waren es täg­
lich bereits mehr als 40000) ergießt sich 
ein Verkehrsstrom in die Innerstadt und 
in die Industriequartiere, denen die vor 
langer Zeit entstandenen Straßenzüge 
und öffentlichen Verkehrsmittel längst 
nicht mehr genügen. Hier hat die Stadt 
bisher mit einigen wenigen, aber ein­
schneidenden und teuren Verkehrsinve­
stitionen versucht, sich dem ständig an­
wachsenden Bedarf anzupassen, Versu­
che, die sich überwiegend auf den indivi­
duellen Straßenverkehr bezogen haben. 
Andere solche zentrale Aufgaben sind 
etwa das Kantonsspital, die Universität, 
das Theater, der Flughafen usw. Daß 
aber nicht nur die Investitionen am 
Finanzloch schuld sind, haben wir am 
Beispiel des Theaterneubaus alle (ärger­
lich spät) erfahren. Die Anlagen brauchen 
Menschen, die sie bedienen, und deren 
Löhne steigen beim allgemein engen Ar­
beitsmarkt kaum langsamer als diejenigen 
im privaten Sektor. So entfällt auf die 
Lohnentwicklung ein wesentlicher Teil 
der Ausgabensteigerung. Die Änderung 
des Lehrerbesoldungsgesetzes hat z. B. zu 
einer Kostenexplosion im Bildungssektor 
geführt, der damit zum größten Einzel­
posten in der Staatsrechnung geworden 
ist. Auch die Einführung des 13. Monats­
gehaltes hat in der gleichen Richtung ge­
wirkt. Offensichtlich sind es großenteils 
die Betriebs- und Personalkosten, welche 
das Budget in immer stärkerem Maße be­
lasten und die Investitionsentscheidun­
gen immer mehr beeinflussen.

Und wie sieht es auf der Einnahmen­
seite aus ?

Die Einnahmen hinken hinterher
Hierfür gibt es zunächst einen offen­

sichtlichen Grund : Die rasante Zunahme 
der Arbeitsplätze und des Verkehrs hat zu

einer Verdrängung der Einwohner ge­
führt, und zwar besonders der jüngeren 
Familien mit Kindern. Deswegen ist die 
Einwohnerzahl Basels dauernd am Sin­
ken. Waren es 1969 noch 233 000, so sind 
es heute noch knapp 227500 Einwohner. 
Die Wohngemeinde Basel-Stadt verliert 
dabei die meisten Einwohner. Zurück 
bleiben die älteren, häufig sozial schwä­
cheren Bewohner (i960 gab es in Basel 
24000 Einwohner über 65 Jahre, 1970 
3 3 5 00). Die Alterspyramide zeigt deshalb 
schon eine bedenkliche Kopflastigkeit, 
die ein weiteres Absinken der Einwoh­
nerzahl allein durch das Absterben des 
Kopfes der Pyramide erwarten läßt. Dar­
aus wird bereits ein erstes Element der 
derzeitigen Finanzkrise sichtbar : Ein (re­
lativer) Rückgang der Steuererträge bei 
der Einkommenssteuer durch den Bevöl­
kerungsrückgang und den Wegzug be­
sonders der höheren Einkommensschich­
ten. Die nach Einführung der Reichtum­
steuer im Kanton Baselland festgestellte 
Abwanderung steuerkräftiger Einwoh­
ner hat sich kaum zugunsten von Basel- 
Stadt ausgewirkt.

Aber dies ist nicht der einzige Effekt 
auf der Einnahmenseite. Ein weiterer 
liegt im Erhebungszeitpunkt der Steuern. 
In Basel werden die Steuern bekanntlich 
erst im Jahr nach der Entstehung des Ein­
kommens erhoben. In einer Zeit wach­
sender Inflation schlägt sich die Teuerung 
erst bei den Ausgaben nieder, während 
die Einnahmen noch durch die niedrige­
ren Einkommen des Vorjahres bestimmt 
werden. Erhöht sich die Inflationsrate 
noch innert Jahresfrist, so verstärkt sich 
dieser Effekt. Dem ist entgegenzuhalten, 
daß durch die kalte Progression bei infla­
tionärer Einkommenssteigerung ein rea­
ler Steuerzuwachs eintrittt, indem die 
Einkommen überproportional besteuert
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werden, doch tritt auch dieser Effekt mit 
einem «time lag» auf. Nun ließe sich den­
ken, daß die schwindende Basis für die 
Einkommensteuer dadurch wettge­
macht wird, daß die blühende Wirtschaft 
von Jahr zu Jahr größere Beträge an die 
Staatskasse abliefert. Aber hier zeigt die 
Steuerstatistik zweierlei. Die Beträge neh­
men langfristig verblüffend wenig zu und 
schwanken zudem von Jahr zu Jahr er­
heblich, je nach der wirtschaftlichen Si­
tuation.

Hat die Stadt Basel also in den vergan­
genen Jahren «über ihre Verhältnisse» 
gelebt ? Ist die vielzitierte « öffentliche Ar­
mut» eine Folge öffentlicher Verschwen­
dung?

Ist mangelhafte Planung schuld an dem 
Finamfoch?

Weshalb wurden und werden solche 
Entwicklungen nicht früher — nicht recht­
zeitig erkannt? Als Erklärung mag die­
nen, daß Parlamente - und ihr Entscheid 
ist letztlich der ausschlaggebende - schon 
immer mit größter Sachkenntnis über 
einen ioooo-Franken-Posten argumen­
tieren können, bei einem io-Millionen- 
Kredit aber sachlich überfordert sind. 
Dieses Problem dürfte nicht leicht zu lösen 
sein. Es dürfte auch kaum Aufgabe des 
Parlamentes sein, solche Probleme mit 
echter Sachkenntnis anzugehen. Viel­
mehr ist es eine Frage der Vorbereitung 
einer solchen Vorlage, und eine Frage des 
Existierens eines Konzeptes, innerhalb 
dessen eine bestimmte Fragestellung 
ihren zum voraus definierten Platz hat. Zu­
gleich braucht es eine weitergehende Be­
urteilung des Nutzens geplanter Ausga­
ben. Der Nutzen kann aber nur innerhalb 
bestimmter Entwicklungsvorstellungen 
abgeschätzt werden. Es muß deutlich 
werden, aus welchen Ausgaben welcher

Nutzen zu ziehen ist und welche Ausga­
ben mit welchem Nutzen für welche 
Gruppen dann zurückgestellt werden 
müssen.

Unter diesem Gesichtspunkt ist das 
Basler Finanzloch ebenso wie die ihm zu­
grundeliegenden Entwicklungen im we­
sentlichen eine Folge mangelhafter Ent­
scheidungsvorbereitung. Diese Vorbe­
reitung kann aber nur dann die nötige 
Qualität erreichen, wenn zunächst einmal 
erkannt ist, welchen Entwicklungen die 
Stadt zusteuert. Erst aus konkreten Vor­
stellungen über die Zukunft lassen sich 
Handlungskonzepte erarbeiten und las­
sen sich alternative Lösungen testen.

Der Leser mag sich fragen, welches 
denn die zu erwartenden Entwicklungen 
sind, die das Schicksal unserer Stadt in 
Zukunft bestimmen können. Nach einer 
gesamthaft recht positiven Entwicklung 
in der Vergangenheit ist es nicht leicht 
einzusehen, weshalb nicht auch die zu­
künftige Entwicklung gesamthaft positiv 
sein sollte. Die positive Entwicklung der 
Vergangenheit darf aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß mehrere der ent­
scheidenden Faktoren in Zukunft ein an­
deres Gesicht haben werden.

Entwicklungstendenzen
Die Stadt ist ein Teil der internationa­

len Region ebenso wie ein Teil der 
schweizerischen Volkswirtschaft. Somit 
ist die Entwicklung in Basel zu einem 
großen Teil abhängig von dem, was in 
den kommenden Jahren und Jahrzehnten 
« um uns herum » sein wird. Wer eine Ent­
wicklung steuern will, muß deshalb wis­
sen, wohin die Reise allgemein geht, und 
zu erkennen versuchen, was davon un­
beeinflußbar ist und was man beeinflus­
sen kann. «Datum» ist so z.B. die gerin­
gere Zunahme der schweizerischen Be-
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völkerung bis 1985 um höchstens noch 
500000 Menschen.

Was es zunächst braucht, sind deshalb 
Status-quo-Prognosen, wie etwa diese: 
Nach unseren Berechnungen werden wir 
im Kanton Basel-Stadt bis 1985 über 
39000 Einwohner haben, die älter als 65 
Jahre sind, fast 6000 mehr als 1970 oder 
fast 18% aller Einwohner. Die Stadt wird 
also zum «Altersheim» der Region.

Bevölkerungsprognosen für die Stadt 
Basel und die Agglomeration sind aber 
sicher nicht möglich, ohne daß man die 
Entwicklungsmöglichkeiten der Unter­
nehmen untersucht und abschätzt. Ohne 
Möglichkeiten, einen Arbeitsplatz zu fin­
den, wird es kaum Zuzüger nach Basel 
geben.

Bei der Entwicklung der Arbeitsplätze 
oder der Wirtschaft wird diese Abhängig­
keit «von außen» aber besonders deut­
lich. Wieviele Arbeitsplätze es zukünftig 
in der Stadt Basel und in der Region ge­
ben wird, hängt von mancherlei Faktoren 
ab, vor allem aber
- von der nationalen und internationalen 

Nachfrage nach den Produkten, die 
hier hergestellt werden,

- von der Entwicklung der Produktivi­
tät,

- von der wirtschaftlichen Attraktivität 
der Standorte, also von der Verfügbar­
keit und den Kosten für Arbeitskräfte, 
für Energie, von der Steuerbelastung, 
von der Güte der Verkehrserschlie­
ßung und von der Möglichkeit, bei Be­
darf die Betriebsfläche zu erweitern.

Welche Entwicklungstendenzen lassen sich im 
Bereich der Industrie erkennen ?

Basels wirtschaftliches Schicksal ist 
aufs engste mit demjenigen der Chemie 
verknüpft. Rund 29000 Arbeitnehmer 
sind in der Basler Chemie beschäftigt.

Mehrere Tausend weiterer Arbeitsplätze 
im Industrie- und Dienstleistungsbereich 
hängen von den Chemiekonzernen bzw. 
von deren Arbeitnehmern mehr oder we­
niger direkt ab. Aufschwung und Krise in 
der Chemie bedeuten deshalb Auf­
schwung und Krise in der Stadt Basel. 
Den Aufschwung hat die Stadt mit der 
Chemie gemacht. Nicht zuletzt dadurch 
ist sie zur «reichsten Stadt der Schweiz» 
geworden. Farben und Pharmaka haben 
Basel weltbekannt gemacht. Daß aber die 
Entwicklung in Zukunft gleich weiter­
geht, glaubt heute keiner mehr so recht. 
Es ist zumindest nicht auszuschließen, 
daß sich politische Krisen, wie die Öl­
krise, in Zukunft auch im Bereich anderer 
Rohstoffe ergeben können. Von solchen 
Krisen wird aber gerade die Chemie be­
sonders stark betroffen.

Zu den weltwirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten kommen aber noch spezifisch 
baslerische bzw. schweizerische Pro­
bleme hinzu, nämlich der langfristige 
Mangel an wenig qualifizierten Arbeits­
kräften und das Fehlen von geeigneten 
Flächen für die unumgängliche Expan­
sion der Produktionsbetriebe. Unum­
gänglich ist die Expansion deshalb, weil 
die steigenden Kosten nur durch steigen­
den Umsatz hereingeholt werden können. 
In Basel ist eine Vergrößerung der Pro­
duktionskapazitäten aus Platzgründen 
aber unmöglich, in der übrigen Schweiz 
infolge der steigenden Kosten für den 
Umweltschutz und aus Arbeitskräfte­
mangel uninteressant. Damit spitzt sich 
ein Problem, von dem die schweizeri­
schen «Multinationalen» betroffen wer­
den, besonders stark zu : Da die Rückfüh­
rung der Gewinne an das Stammhaus aus 
vielen ausländischen Tochtergesellschaf­
ten infolge von Kapitalexportbeschrän­
kungen der betreffenden Länder schwer
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möglich ist, muß die Konzernverwaltung 
und die Forschung von den in der Schweiz 
ansässigen Produktionsbetrieben finan­
ziert werden. Ist deren Expansion er­
schwert, so bleibt als einzige Möglichkeit 
die Dezentralisierung der Forschung und 
Verwaltung in andere Länder, womit be­
sonders in Basel der Bedeutungsüber­
schuß dieser zum Wohlstand wesentlich 
beitragenden Einrichtungen zurückgeht 
und Basel relative Wohlstandseinbußen 
erleidet. Hohe Kostensteigerungen und 
mäßige Umsatzsteigerungen der schwei­
zerischen Betriebe werden vermutlich das 
Bild der zukünftigen Entwicklung der 
Chemie prägen. Dabei ist ein weiteres 
Phänomen für die Schweizer und damit 
für die Basler Chemie von größter Wich­
tigkeit : Die extreme Exportabhängigkeit. 
Der geringe Anteil des Heimmarktes am 
Umsatz der Stammhäuser stellt kein Re­
gulativ dar. Positive wie negative Ent­
wicklungen auf den Weltmärkten und im 
Währungssektor schlagen sich deshalb in 
den Ergebnissen der hiesigen Konzerne 
uneingeschränkt nieder. In Zukunft ist es 
bei dem zu erwartenden geringeren welt­
wirtschaftlichen Wachstum abzusehen, 
daß konjunkturelle Schwankungen zu un­
terschiedlicher Beschäftigung und mög­
licherweise zu Personalfreistellungen be­
sonders im Bereich der Forschung und 
der Verwaltung führen können. Auch aus 
der « Verpolitisierung» der Pharmapreise 
und den damit zusammenhängenden Ein­
griffen ausländischer Regierungen in die 
Preisbildung können weitere Unsicher­
heitsfaktoren entstehen. Insgesamt hat 
die Basler Chemie in Zukunft mit einer 
tendenziell sinkenden, jedenfalls aber 
stärker schwankenden Ertragsrate zu 
rechnen, die sich auch auf die Steuerein­
nahmen des Kantons auswirkt. Ähnliche 
Probleme sind auch in den übrigen ex­

portorientierten Industrien festzustellen.
Es liegt uns fern, den Ruin etwa der 

chemischen Industrie in Basel zu prophe­
zeien. Ein gutes Management wird auch 
diese Probleme meistern können, doch 
wird eine erhebliche Mehranstrengung 
zur Überwindung der Schwierigkeiten 
unerläßlich sein. Vor allem aber bedeutet 
es, daß man sich über diese Schwierigkei­
ten auch außerhalb der Betriebe klar wird, 
damit man nicht aus einer Euphorie des 
Mehrverdienstes und des Mehrkonsums 
jäh herausgerissen wird und damit man 
sich nicht der Illusion hingibt, Basels 
Wirtschaft sei krisenfest und ihre Ent­
wicklung auf alle Zeiten in gleicher Weise 
gesichert, wie sie es in den vergangenen 
zwanzig Jahren war. Es wird Aufgabe der 
Wirtschaft sein, kommenden Krisen etwa 
auf dem Gebiet der Rohstoffversorgung 
vorzubeugen, aber es ist Aufgabe der 
Behörden, Parlament und Souverän auf 
mögliche Entwicklungen aufmerksam zu 
machen und die entsprechenden Gegen­
maßnahmen langfristig vorzubereiten.

Und wie sieht es im tertiären Sektor ausi
Beschäftigungsmäßig wird der Dienst­

leistungssektor in Basel in Zukunft eine 
weitere Expansion erleben. Die Probleme 
sind hier hauptsächlich struktureller und 
städtebaulicher Natur. Trotzdem sind ei­
nige Einrichtungen, die Basel bisher eine 
wesentliche Bedeutung als Handels- und 
Güterumschlagplatz gegeben haben, in 
ihrer zukünftigen Entwicklung einge­
schränkt. Der Rheinhafen weist beispiels­
weise infolge veränderter Transportbe­
dürfnisse seit Jahren praktisch konstante 
Umschlagszahlen aus. Auch die Rhein­
schiffahrt kommt aus denselben Gründen 
aus ihrer Dauerkrise nicht hinaus. Das 
Zollfreilager dürfte seine Bedeutung im 
Zuge der Aufhebung der Zollschranken
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ebenfalls verlieren. Der Flughafen, der 
lange Zeit als aussichtsreichste Investition 
angesehen wurde, wird durch die Erfor­
dernisse des Umweltschutzes in der Ent­
wicklung gebremst. Einzig die Muster­
messe kann sich infolge einer guten Mes­
sepolitik für die Zukunft noch gute Chan­
cen ausrechnen, allerdings nur unter der 
Voraussetzung, daß das Problem der ko­
stengünstigen Hotelbetten gelöst werden 
kann. Außer diesen Einrichtungen gibt es 
in Basel aber nur wenige Unternehmungen 
oder Institutionen, welche überregiona­
len Charakter aufweisen. Einzige interna­
tionale Institution in Basel ist die Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich, die 
aber mehr Prestige- als Beschäftigungs­
effekte aufweist. Von Steuereinnahmen 
für den Kanton ist hier ohnehin keine 
Rede. Von den Großbanken hat nur eine 
ihren Hauptsitz in Basel, wobei ihr Zür­
cher «Nebensitz» beschäftigungsmäßig 
nur unwesentlich kleiner ist. Alle diese 
Fakten haben ihren Grund hauptsächlich 
in den beengenden Platzverhältnissen in 
der Stadt und nicht etwa in einem ungün­
stigen Verkehrsstandort. Im Gegenteil, 
aus verkehrstechnischer Sicht ist Basel als 
Standort nach wie vor attraktiv. Ohne die 
ungünstige Grenzziehung wäre Basel 
wahrscheinlich zu einer Metropole gewor­
den. So aber hat es Basel nur zum Zentrum 
einer größeren Region gebracht. Der 
Basler braucht darüber gar nicht unglück­
lich zu sein, denn Probleme hat die bishe­
rige Entwicklung des Dienstleistungs­
sektors auch so gebracht, und zwar beson­
ders auf städtebaulichem Gebiet.

Was praktisch jede Stadt besonders 
nach dem Zweiten Weltkrieg erlebt hat, 
ist auch in Basel eingetroffen : Die explo­
sionsartige Ausweitung des Dienstlei­
stungssektors mit seinem starken wech­
selseitigen Kommunikationsbedürfnis

hat zu einer außerordentlichen Verdich­
tung der Arbeitsplätze im Stadtzentrum 
geführt. Wird das so weitergehen? Man 
wird diese Frage nicht beantworten kön­
nen, ohne sich über die Gründe für diese 
Entwicklung klarer zu werden. Was sind 
also diese Gründe ?

Weshalb eigentlich drängen die mei­
sten Dienstleistungsbetriebe in die Inner­
stadt? Beim Einzelhandel, bei Reisebüros, 
Bankfilialen (mit Schalter räumen) usw. 
ist der Fall klar: sie sind auf eine breite 
Kundschaft von Passanten angewiesen. 
Das Straßen- und Verkehrssystem aber 
begünstigt den Standort «Zentrum». 
Hier ist die «Erreichbarkeit» von allen 
Teilen der Region - trotz der Verkehrs­
engpässe - am besten. Die Leute aber ge­
hen nur dorthin, wo sich eine größere An­
zahl solcher Geschäfte befindet. Dadurch 
werden nun wiederum neue Geschäfte 
angezogen. Diese Spirale dreht sich so 
lange, bis die Zustände chaotisch werden 
und sich ein Ausweichen aufdrängt.

Wie steht es aber mit Banken, Versiche­
rungen, Büros der kantonalen Verwal­
tung, Handels- und Dienstleistungsbüros 
ganz allgemein ? Man wird einwenden, im 
eigentlichen Citybereich, d. h. im unteren 
Birsigtal, sei die Zahl der Bürogebäude 
gering im Vergleich etwa zu Zürich oder 
Genf, wo sich solche Kolosse mitten im 
Einkaufsbereich auftürmen. Das stimmt. 
Wir haben in Basel offenbar mehr Glück 
gehabt. Oder liegt es an den Bauvorschrif­
ten, die schon vor längerer Zeit in weiser 
Voraussicht die Altstadt zu erhalten 
trachteten? Da muß man wohl den Stadt­
vätern früherer Jahre einen Kranz win­
den, bei dem aber gleich die Hälfte der 
Blätter verdorrt, wenn man an den Spie­
gelhof denkt, der ausgerechnet von der 
staatlichen Verwaltung hingeklotzt wur­
de. Abgesehen davon, weshalb drängen
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denn Bürobetriebe in die Innerstadt, 
wenn man als Innerstadt auch den Bereich 
bis zum Bahnhof und zum Aeschenplatz 
bezeichnet? Ist es Adressenprestige, d. h. 
wollen sie an einer bestimmten Strasse 
liegen, ist es die Zahl der persönlichen 
Kontakte, die zwischen den Betrieben 
wahrgenommen werden müssen oder 
ist es eine psychologische Frage, indem 
die Menschen, die dort arbeiten, we­
nigstens am Arbeitsplatz noch etwas 
davon verspüren wollen, was «urbanes 
Leben» dar stellt, zumal es ihnen am 
Wohnort schon längst verloren gegangen 
ist? Dies scheint offenbar eine Kernfrage 
der zukünftigen Entwicklung unserer 
Städte zu sein, zumindest der Innen­
städte. Falls die Standortwahl dieser Be­
triebe durch die Kommunikationsmög­
lichkeiten mit anderen Betrieben be­
stimmt wird, dann sollte es eigentlich 
möglich sein, den persönlichen Kontakt 
durch Telekommunikationsmittel zu er­
setzen. Aber läßt sich auf diese Weise 
menschlicher Kontakt herstellen? Diese 
Frage bleibt unbeantwortet. Gesetzt den 
Fall, es sei nun möglich, Bürokolosse von 
der Innerstadt fernzuhalten : ist das Pro­
blem der Innerstadt damit gelöst? Be­
trachten wir einmal die Freie Straße: 
Welche andere Geschäftigkeit außer Ein­
käufen trifft man dort an? Außer einer 
Vielzahl von Fachgeschäften hat es ein 
Restaurant, ein paar Cafés, ein Kino, zwei, 
drei versteckte Tanzlokale und ein paar 
private Institute, jedenfalls nur wenige 
Einrichtungen, welche einen größeren 
Passantenstrom auch nach Ladenschluß 
erzeugen würden. Die Freie Straße hat 
also praktisch monofunktionalen Cha­
rakter. Auch darin liegt eine gewisse Ge­
fahr. Denn der einzige Unterschied zu 
einer Bürostraße liegt darin, daß die be­
leuchteten Schaufenster die Straße nicht

Überbauung Bahnhofgebiet SBB - eine Lösung 
für die Expansionsprobleme der Basler Innerstadt? 
(Modellansicht von Süd-Osten. 
Arbeitsgemeinschaft : Gass + Boos Architekten 
BSA SIA, Burckhardt + Partner,
Ingenieurbüro A. Âgerter + Dr. O. Bosshardt AG)
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in nächtlichem Dunkel versinken lassen. 
Städtisches Leben ist abends dort kaum 
anzutreffen. Was eine Stadt zur Stadt 
macht, ist aber gerade diese Verbindung 
von Nutzungen, die tagsüber und nachts 
einen Passantenstrom erzeugen, wie dies 
am Barfüßerplatz, in der engeren Altstadt 
zwischen Schneidergasse, Spalenberg und 
Rümelinsplatz und im Kleinbasel im Ge­
biet Greifengasse-Claraplatz der Fall ist. 
Das rasche Wachstum der Nachfrage 
nach Konsumgütern kann genauso dazu 
führen, daß die Innerstadt zu einem rei­
nen Einkaufszentrum wird, das abends 
sowenig Leben aufweist wie irgendein 
Gewerbegebiet. Das zur Diskussion ste­
hende Markthofprojekt der Coop birgt 
auch diese Gefahr: In dem Bau ist nach 
bisherigen Informationen zwar ein Re­
staurant vorgesehen, doch fällt dieser 
« Stadt in der Stadt» eine ganze Reihe von 
Einrichtungen zum Opfer: Ein Spitzen­
restaurant, ein gut bürgerliches Restau­
rant, ein Café, zwei Nachtlokale, von de­
nen eines bereits gestorben ist, ein heime­
liges Kino sowie eine Reihe kleiner selb­
ständigbetriebener Boutiquen und Läden.

Die andere Seite dieses unerwünschten 
Verdrängungs- und Konzentrationspro­
zesses ist die Errichtung von Einkaufs­
zentren auf grünen Wiesen, die so zu gol­
denen Äckern werden. Ist denn diese Ent­
wicklung richtig?

Wenn wir Großformen des Einzelhan­
dels in den Städten nicht wollen, dürfen 
wir uns jedenfalls nicht wundern, wenn 
sie «draußen vor der Tür» in anderer, 
noch weniger tolerierbarer Form ent­
stehen.

Also müssen wir doch versuchen, sie in 
bestehenden Zentren anzusiedeln. Aber 
wie? Städtische Vielfalt läßt sich nicht 
von einem einzigen Entscheidungsträger 
hervorzaubern. Auch nicht von zweien

oder dreien, sondern eben nur von einer 
Vielzahl. Dies bedeutet, daß Bauprojekte 
in der Innerstadt von der Größe eines 
Markthofes ohne Beeinträchtigung des 
Stadtbildes und der Funktionsvielfalt 
schwer unterzubringen sind. Ein Aus­
weichen an die Peripherie der Innerstadt 
ist unumgänglich. Dabei könnte sich etwa 
eine Überbauung des Bahnhofes anbie­
ten, wo der Platz für ein vielfältiges Zen­
trum vorhanden wäre. Es ist aber ein­
leuchtend, daß ein solches Projekt nicht 
ohne genaue Kenntnis der zukünftigen 
Rolle der Stadt, der Arbeitsplatzsituation, 
der Wohnsituation und damit der Kauf­
kraft in Angriff genommen werden kann. 
Investoren müssen deshalb wissen, wel­
che Pläne von seiten der Verwaltung für 
die zukünftige Gestaltung der Stadt be­
stehen. Sie müssen auch wissen, mit wel­
chen Verkehrsmitteln in Zukunft ein sol­
ches Zentrum erreicht werden wird. 
Neue Verkehrsmittel werden kommen. 
Das wissen wir nach Beginn der Energie­
krise besser als vorher. Aber wann kom­
men sie? Wo kommen sie? Wie sehen sie 
aus? Diese Fragen sind nicht einfach zu 
beantworten. Eine Antwort muß hier 
Schritt für Schritt nach Maßgabe der 
neuesten Erkenntnisse von der kantona­
len Verwaltung gegeben werden, denn 
sie ist nach dem Wortlaut des kommen­
den Raumplanungsgesetzes dazu ver­
pflichtet, für eine geordnete Besiedelung 
und eine zweckmäßige Nutzung des Bo­
dens zu sorgen.

Hat die Basler Regierung die Probleme 
im Griff?

Zweifellos sind die staatlichen Organe 
in der Vergangenheit oft von der Ent­
wicklung überrascht worden und haben 
infolge ihrer systembedingten Trägheit 
den Schritt vom zurückhaltenden «Nacht-
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Wächterstaat» zur demokratisch planen­
den und leitenden Autorität nicht vollzo­
gen. Größere Zusammenhänge sind noch 
nicht gedankliches Allgemeingut der Ent­
scheidungsgremien im privaten und öf­
fentlichen Bereich. Gerade im öffentli- 
chenBereichistdas Erkennen wirtschaftli­
cher, sozialer und städtebaulicher Interde­
pendenzen aber die Grundbedingung für 
einzeitgemäßes Handelndes Staates. Wür­
den diese Erkenntnisse nämlich erarbeitet 
- und sie müssen erarbeitet werden, sie 
sind mitnichten das Produkt einiger Stun­
den intensiver Meditation-, dann würden 
Pannen, Fehlentwicklungen und kollek­
tive Selbstüberschätzung, wie sie in der 
Vergangenheit in Basel mehrmals aufge­
treten sind, kaum oder nicht Vorkommen.

So läßt beispielsweise die bisherige Be­
handlung der Fragen der Spitalplanung 
und-koordinierung von seiten der Regie­
rung und der Verwaltung gelinde Zweifel 
an der richtigen Erfassung der entschei­
denden Faktoren offen. Abgesehen von 
der leidigen Geschichte der Entstehung 
der dritten Bauetappe des ehemaligen 
Bürgerspitals, die hier nicht aufgerollt 
werden soll, sind besonders die Koordina­
tion der Spitalplanung und die Tarifpoli­
tik nicht gerade ein Meisterstück. Ein 
falsch verstandenes soziales Selbstver­
ständnis hat sich in einem übertriebenen 
Perfektionismus im Spitalwesen konkre­
tisiert. Der Erfolg davon ist das teuerste 
Universitätsspital in der ganzen Schweiz. 
Der jähe Schreck über die immensen Ko­
sten hat die Regierung zu einem unge­
schickten Taktieren mit Nachbarkanto- 
nen und -ländern verleitet, mit dem Re­
sultat, daß Baselland vor den Toren der 
Stadt ein Spital erstellt, das wesentlich 
günstigere Tarife und Kostenstrukturen 
aufweist. Daß die Regierung aber heute 
noch allen Ernstes vorschlägt, den aus­

wärtigen Patienten, welche aufgrund der 
wesentlich höheren Tarife heute den 
größten Deckungsbeitrag an die fixen 
Kosten erbringen, in Zukunft die tatsäch­
lichen Kosten in Rechnung zu stellen, ist 
einem Schildbürgerstreich vergleichbar, 
werden doch damit gerade die «ertrag­
reichsten» Patienten von einer Hospitali- 
sierung im Basler Universitätsspital abge­
schreckt. Dadurch wird das Defizit noch 
größer, und die Nachbarn werden ge­
zwungen, eigene billigere Spitäler zu bau­
en. Den Schaden tragen die Basler Steuer­
zahler, die allein eine teure Einrichtung 
berappen müssen, welche eigentlich von 
der ganzen Region getragen werden sollte.

Erst seit Mitte der sechziger Jahre wer­
den bei Investitionsvorhaben auch die 
Betriebskosten mehr als nur überschlägig 
berücksichtigt. Aber auch heute noch 
sind diese Berechnungen zu ungenau, 
weil sie aufgrund allzu verschwommener 
Rahmendaten vorgenommen werden. 
Das jüngste Beispiel hierfür ist die Neue 
Schule, bei der nicht zuletzt die unge­
nauen Vorstellungen über die anfallenden 
Kosten zu einer Ablehnung durch den 
Souverän geführt haben dürften.

Ähnliches gilt auch für den Neubau des 
Theaters, der in einer Woge der Begei­
sterung für kulturelle Werte vom Volk 
akzeptiert wurde, obwohl auch hier keine 
Betriebskostenrechnung unter Berück­
sichtigung zukünftiger Aspekte vorge­
nommen wurde. Die Rechnung für diese 
Unterlassungssünde wurde denn auch 
vom Volk deutlich genug präsentiert. 
Auch das teure Hinausschieben des End- 
ausbaus mutet reichlich bizarr an, laufen 
doch Kapital- und Unterhaltskosten für 
das unvollendete Bauwerk weiter, wäh­
rend im alten Haus ebenfalls noch Unter­
haltskosten anfallen. Zudem verteuert 
sich der Endausbau von Jahr zu Jahr.
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Abwasserreinigungsanlage, Universi­
tät und Flughafen sind nur einige weitere 
Stichworte, die etwelche Zweifel am re- 
gierungsrätlichen « Pr oj ektmanagement » 
und an einer gesamthaft ausgewogenen 
und durchdachten Regierungspolitik 
wachwerden lassen. Zugegebenermaßen 
erschwert die ungünstige Grenzziehung 
unseres Kantons eine vernünftige Be­
handlung solcher Fragen regionalen Cha­
rakters, da bei den Nachbarn immer eine 
langwierige Seelenmassage vorgenom­
men werden muß, um von ihnen Beiträge 
an zentrale Einrichtungen, welche die 
Stadt zu unterhalten hat, zu erlangen. 
Diese Verhandlungen sind aber für Basel 
lebenswichtig, wenn man die zu erwar­
tende Entwicklung der Finanzen, der 
Wirtschaft und der Bevölkerung in Be­
tracht zieht.

Was tun?
In erster Linie wird es notwendig sein, 

so rasch als möglich Grundlagenmaterial 
für zukünftige Entscheidungen im priva­
ten wie im öffentlichen Bereich zu be­
schaffen. Es wird unumgänglich sein, ein 
Leitbild der Stadt Basel im Rahmen regio­
naler Entwicklungsvorstellungen, soweit 
diese bereits existieren, in Alternativen zu 
formulieren und zu diskutieren. Es gilt 
festzustellen, an welchen Knöpfen man 
drehen kann und drehen muß, um die zu­
künftige Entwicklung in den Griff zu be­
kommen. Es gilt, Parlament, Verwaltung, 
Wirtschaft und Volk von der Notwendig­
keit solcher Rahmendaten zu überzeugen 
und mit Hilfe öffentlicher Diskussionen 
über verschiedene Leitbildvarianten wei­
teren Kreisen die größeren Zusammen­
hänge wenigstens in Ansätzen zu verdeut­
lichen. Es gilt, die Einsicht in die Krite­
rien für die Auswahl einer solchen Leit­
bildvariante zu ermöglichen, damit bei

zukünftigen Einzelentscheidungen ein 
allgemeiner Konsens entsteht, und es gilt 
nicht zuletzt, das Leitbild periodisch zu 
überprüfen und zu revidieren, um verän­
derten Bedingungen jederzeit Rechnung 
tragen zu können.

Existiert nun ein solches Leitbild, so 
besteht der nächste Schritt darin, alle 
Teilbereiche kantonaler Politik in Form 
integrierter Teilpläne in vollziehbare 
Maßnahmenbündel umzuwandeln. Sol­
che Teilpläne müßten etwa im Bereich 
Siedlung, Verkehr, Freiflächen, oder im 
Bereich Gesundheitswesen, Bildungswe­
sen, Kultur, Umweltschutz, Sozialwesen 
und, last, not least, im Bereich der Fi­
nanzen erstellt werden. Zeitlich müssen 
sie sich über einen Zeitraum von etwa 
fünf Jahren erstrecken, und sie sollten zu­
mindest in den wichtigsten Bereichen in 
Form der gleitenden, das heißt jährlich 
überarbeiteten und wieder auf fünf Jahre 
ausgerichteten Planung erstellt werden. 
Der Politiker wird hier vielleicht den 
Kopf schütteln und feststellen, daß eine 
so detaillierte Planung in unserer direkten 
Demokratie mit Proporz-Vertretung im 
Parlament viel zu aufwendig sei und 
ohnehin nie realisiert werde, weil der 
Große Rat nach vier Jahren schon wieder 
seine Zusammensetzung ändere und weil 
zudem der Wille des Souveräns alle Pla­
nungen kurzfristig durch einen nicht 
plankonformen Einzelentscheid revi­
sionsbedürftig mache. Diese Feststellung 
ist an sich nicht unrichtig, sie gilt aber 
genauso für andere demokratische Sy­
steme. Und dort funktionieren solche 
Planungen überall mehr oder weniger 
gut. Sollte unsere Staatsform etwa weni­
ger geeignet sein, die Zukunft auf ver­
nünftige Art und Weise in den Griff zu 
bekommen und demokratische Entschei­
dungen aufgrund rationaler Kriterien zu
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fällen? Der Versuch, eine relativ teure 
Planung aufzuziehen, um noch viel teu­
rere Fehlinvestitionen zu vermeiden, 
dürfte per Saldo gleichwohl billiger sein.

Der informierte Leser wird hier ein­
wenden, daß eigentlich alle wichtigen 
Planungen bei der Regionalplanungs­
stelle beider Basel in Liestal durchgeführt 
werden. Das stimmt, was die Raumpla­
nung anbelangt und soweit es grobe Kon­
zepte betrifft. Der Basler, der aber erwar­
tet, daß die Probleme seiner Stadt in Lies­
tal gelöst werden, gibt sich einer trügeri­
schen Hoffnung hin. Die Regionalpla­
nung kann nur einen Rahmen für die 
Stadtplanung formulieren, aber nicht 
mehr. Die Funktionen, welche die Stadt 
in Zukunft zu übernehmen hat und über­
nehmen will, können nur in Basel unter 
Rückkopplung mit den Nachbarn formu­
liert und ermittelt werden.

Außer einer gründlichen Planung ist es 
aber auch unerläßlich, die kantonale Ver­
waltung und die Regiebetriebe effizienter 
zu gestalten. Außer technischen Hilfsmit­
teln wie Computer sollten vermehrt auch 
moderne Managementmethoden zur An­
wendung gelangen. Die Steuerzahler, 
und dazu sind besonders auch die Privat­
unternehmungen zu zählen, sollten ein 
größtes Interesse daran haben, daß mit 
den Steuergeldern ein Höchstmaß an 
Leistung erzielt wird, auch wenn dem 
Staatsapparat der nötige Anreiz für eine 
ökonomische Leistungserstellung in 
Form von Gewinnen fehlt. Wäre es etwa 
völlig absurd, einzelne Leistungen der 
Verwaltung versuchsweise in einem mo­
difizierten «profit shop »-System erstellen 
zu lassen? Oder ist es völlig undenkbar, 
daß die Wirtschaft der Verwaltung und 
den staatlichen Regiebetrieben vermehrt 
Fachleute zur rationellen Bearbeitung 
von betriebswirtschaftlichen oder plane­

rischen Fragen zur Verfügung stellt? Und 
ist es völlig ausgeschlossen, daß ein aus­
gewiesener, qualifizierter Manager eines 
Privatunternehmens sich zum Regie­
rungsrat wählen lassen kann?

Das mindeste, was die Privatwirtschaft 
indirekt zur Behebung der allgemein be­
klagten und glossierten Ineffizienz der 
Verwaltung beitragen kann, ist der Ver­
zicht auf die Behinderung fähiger Ange­
stellter bei der Ausübung politischer Ar­
beit durch eine gehaltliche Schlechterstel­
lung. Solange politische Arbeit wegen der 
damit verbundenen Nachteile auf beruf­
lichem Gebiet verpönt ist, wird sich der 
unbefriedigende Zustand in bezug auf die 
Lenkung unseres Staatswesens nur unwe­
sentlich verändern lassen. Je komplizier­
ter und vielfältiger die Aufgaben sind, 
welche dem Staat in unserer Gesellschaft 
gestellt werden, um so besser muß die 
Leitung sein, und je demokratischer die 
Entscheidungsfindung vor sich geht, um­
so geschickteres Taktieren wird von der 
Regierung und den Parlamentariern ver­
langt. Solange aber die negative Einstel­
lung gegenüber dem Staat und seinen Or­
ganen nicht nur beim Mann von der 
Straße, sondern auch in der Privatunter­
nehmung nicht in aktive Mitarbeit umge­
setzt wird, solange wird Improvisation 
die Arbeit von Regierung, Verwaltung 
und Parlament beherrschen.

Die Frage nach der Zukunft unserer 
Stadt stellen, heißt eigentlich die Frage 
stellen, ob die Zukunft dieser Stadt be­
kannt ist und ob aus den Entwicklungs­
tendenzen die notwendigen Konsequen­
zen auf privater und auf öffentlicher Seite 
gezogen werden. In diesem Sinne muß 
die Frage heute noch verneint werden.

Der Autor dankt Dr. Heik Afheldt für die Durch­
sicht des Manuskripts.
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